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Hans-Hagen Härtel

„Unechte“ 
Arbeitslosigkeit?

Während die Bundesanstalt für 
Arbeit weiterhin die höchsten 

Arbeitslosenzahlen seit der Wäh
rungsreform verkünden muß, signa
lisieren die Nachrichten aus wichti
gen Branchen, daß die konjunktu
relle Aufwärtsbewegung nun auch 
auf die Beschäftigung durchschlägt. 
Im Verarbeitenden Gewerbe ist die 
Anzahl der Beschäftigten inzwi
schen um über 100 000 gestiegen, 
und man hört bereits Unternehmen 
über Knappheit an qualifizierten Ar
beitskräften klagen. Kein Wunder 
also, daß die Arbeitsmarktstatistik-  
wieder einmal -  ins Gerede gekom
men ist. Von den Statistikern wird 
gefordert, die „echten“ von den 
„unechten“ Arbeitslosen zu schei
den, wobei man sich nicht mehr da
mit begnügt, diejenigen auszuson
dern, die gar nicht arbeiten wollen, 
sondern auch diejenigen, die nur 
schwer auf einen angebotenen Ar
beitsplatz zu vermitteln sind oder 
die angeblich eines Arbeitsplatzes 
nicht bedürfen, weil sie -  wie z. B. 
Ehegatten -  „nur“ hinzuverdienen.

Wenn man eine derartige Abstu
fung bei den Arbeitslosen vornimmt.

dann wäre es nur konsequent, sie 
auch auf die Inhaber von Arbeits
plätzen zu übertragen. Dann würde 
aber die Fragwürdigkeit derartiger 
Differenzierungen sichtbar werden. 
Man würde nämlich feststellen, daß 
es Millionen von Arbeitsplätzen gibt, 
auf denen die Arbeitslosen der so
genannten Problemgruppen -  Äl
tere, Behinderte, wenig Qualifi
zierte -  beschäftigt werden könn
ten. Man würde dann auch gleich 
die richtigen Fragen stellen, näm
lich woran es liegt, daß nicht mehr 
solcher Arbeitsplätze angeboten 
werden.

Und wer bei den Arbeitslosen 
nach dem Motiv der Erwerbstätig
keit unterscheiden will, der muß sich 
fragen, ob er dies nicht auch bei den 
Beschäftigten tun muß. Kürzlich hat 
Egon Tuchtfeldt daran erinnert, daß 
während der Weltwirtschaftskrise 
vor über 50 Jahren in der Tat vorge
schlagen wurde, zur Milderung des 
Arbeitslosenproblems mitverdie
nende Ehefrauen zu entlassen. Und 
er zitierte dazu den Kommentar von 
Wilhelm Röpke: „Das führt dann zu 
der grotesken Frage, wer der 
Gnade der Arbeit teilhaftig werden 
darf, und zu dem ebenso grotesken 
Begriff der Erwerbsbedürftigkeit.“ 
Röpke nennt dies „eine völlige Um
kehr aller normalen Verhältnisse: 
Statt das Arbeiten als eine Tugend 
zu preisen, weist man mit erhobe
nem Finger auf denjenigen, der sich 
in dieserTugend hervortut, als einen 
Schädling der Gesellschaft. Und 
das Groteskeste von allem ist, daß 
nur sehr wenige sich des Grotesken 
dieser Situation überhaupt bewußt 
sind“ .

Das Bundesarbeitsministerium 
hat die Arbeitsmarktstatistik mit 
Recht entschieden gegen ihre Kriti
ker verteidigt. Doch viele von de
nen, die die geforderte Differenzie
rung der Arbeitslosigkeit und die da
mit verbundene Diskriminierung 
von Arbeitnehmern ablehnen, teilen 
selbst die Gedankenwelt, aus der 
solche Vorschläge stammen. Es ist 
der Glaube, daß der Politiker für

eine gerechte Verteilung der Arbeit 
zu sorgen habe, weil angeblich die 
in der Volkswirtschaft verfügbare Ar
beitsmenge begrenzt und der 
marktmäßige Ausgleich von Ange
bot und Nachfrage von und nach Ar
beit nicht möglich oder nicht zumut
bar sei. Wenn über „echte“ und 
„unechte“ Arbeitslosigkeit gespro
chen wird, darf man nicht jene Ar
beitslosigkeit vergessen, die erst 
gar nicht sichtbar wird, weil arbeits
fähige Arbeitnehmer, die zu den 
herrschenden Bedingungen Arbeit 
suchen würden, durch Subventio
nierung der Ausbildung, durch vor
zeitige Verrentung und Pensionie
rung oder durch Gewährung von 
Rückkehrprämien an Ausländer 
vom Arbeitsmarkt ferngehalten wer
den.

Mitverdienende Ehegatten sind 
heute durch die Gleichberechtigung 
geschützt. Die von Röpke beklagte 
„Umkehr der normalen Verhält
nisse“ finden wir dafür auf anderen 
Gebieten, z. B. bei der Kampagne 
gegen die Überstunden. Funktio
näre der Arbeitgeber und Gewerk
schaften, die vermutlich mehr als 
die Normalarbeitszeit tätig sind und 
dafür ein entsprechendes Gehalt 
beziehen, finden sich zu einem ge
meinsamen Appell zum Abbau d e r -  
ohnehin abnehmenden -  Überstun
den zusammen. Und Regierungs
mitglieder, die selbst am Wochen
ende nicht ruhen und als Minister 
und Abgeordnete zwei Arbeits
plätze und Einkommensquellen be
anspruchen, brandmarken die Ar
beiter, die solches in der ihnen mög
lichen Form tun. Es ist bezeich
nend, daß gegen überzogene Vor
schläge zur Eindämmung der Über
stunden zwar die Interessen der Un
ternehmen an Flexibilität ins Feld 
geführt werden, nicht aber die Inter
essen der Arbeiter, die durch Über
stunden ihr Einkommen aufbessern 
möchten. Und niemand nimmt 
diese gewiß nicht üppig bezahlten 
Arbeiter gegen die Verunglimpfung 
in Schutz, sie würden sich unsozial 
verhalten.
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